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INTERVIEWS 09.05.2016

„Nicht wegen, sondern trotz Corbyn“
Ulrich Storck über den neuen Bürgermeister von London
und die Regionalwahlen in Großbritannien.

Mit Sadiq Khan stellt die Labour-Partei den neuen Bürgermeister. 
Was hat den Ausschlag für seine Wahl am 5. Mai 2016 gegeben?

Sadiq Khan ist Sohn einer pakistanischen Einwandererfamilie, sein
Vater war Busfahrer, seine Mutter Näherin. Er hat seine Geschichte
im Wahlkampf glaubwürdig mit der seiner Stadt verwoben: ein
London, das jedem seine Chance gibt. Mit über zehn Prozent
Vorsprung ist Sadiq zum ersten muslimischen Bürgermeister
Londons, überhaupt einer westlichen Hauptstadt gewählt worden.
Gerade in Zeiten der Agitation gegen Immigration und
„Islamisierung“ haben die Londoner Bürgerinnen und Bürger ein
hoffnungsvolles Zeichen für kulturelle Vielfalt und Versöhnung,
Toleranz und Weltoffenheit gesetzt. Sein konservativer Konkurrent
Zac Goldsmith fiel mit seiner Schmutz-Kampagne gegen Sadiq in
öffentliche Ungnade. Zac versuchte, Kahn in die Nähe des radikalen
Islamismus zu rücken und die Religionsgemeinschaften in der
Hauptstadt gegeneinander aufzuhetzen, was die Tories in London
auch langfristig beschädigen dürfte.

Kahn hat für Labour die 8-jährige Herrschaft der Tories über die
Hauptstadt beendet. In seinem Wahlkampf distanzierte es sich
deutlich von der derzeitigen Linie der Parteiführung und
konzentrierte sich auf Themen der Stadt wie Wohnungsnot und
Transportpreise. Der Parteivorstizende Jeremy Corbyn war weder im
Wahlkampf noch bei der Amtseinführung eingeladen. Ehemals dem
linken Parteiflügel zugeordnet und noch vor einem Jahr ein
Unterstützer Corbyns, wird Kahn inzwischen in parteiinternen
Listen als Gegner des Vorsitzenden geführt. Den Sieg Khans als einen
Verdienst des neuen Parteichefs zu verbuchen, wäre eine
Fehlinterpretation.

Im Gegenteil lehrt Khans Sieg in London, dass Labour über ihr
eigenes Stammwähler-Potential hinausgehen und ein attraktives,
glaubwürdiges Angebot auch für Wechselwähler der Mittelschicht
anstreben muss. Khan mobilisierte in London eben nicht nur die
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Labour Anhänger im Stadtzentrum, sondern warb als „Bürgermeister
aller Londoner“ um Zustimmung auch in den wohlhabenden
Randbezirken sowie im Business- und Finanzsektor der Stadt. Er
kritisiert in seiner Wahlanalyse öffentlich die Linie Corbyns, der
Politik ausschließlich für das linke Lager gestalte und den Ambitionen
anderer Strömungen in der Partei um die politische Mitte eine Absage
erteilt.

Im Vorfeld hatte Labour mit Anti-Semitismus-Vorwürfen zu
kämpfen. Ist das ein grundsätzliches Problem, oder waren das einzelne
Fälle, die wegen der Wahlen besondere Aufmerksamkeit erhielten?

Hintergründe und Ausmaß werden derzeitig von einer unabhängigen
Kommission untersucht. Es ist angesichts der Sensibilitäten um dieses
Thema kaum zu beurteilen, welche Kreise in der Partei von der Kritik
betroffen sind. Fest steht, dass in der Vergangenheit immer wieder
vereinzelte antisemitische Äußerungen vorkamen. Die aktuellen
Vorwürfe dürfen durchaus im Kontext des Wahlkampfs gesehen
werden. Insgesamt sind die Kampagnen aller Seiten schmutziger
geworden. Mit Corbyn als langjährigem Verfechter der
palästinensischen Sache ist die Labour-Führung dort angreifbar, was
der Gegenseite nutzte. Gleichzeitig werden die Konservativen als anti-
muslimisch gebrandmarkt, spätestens seit der Kampagne um den
Londoner Bürgermeister. Sicherlich kann man der Labour-Führung
aber anlasten, mit den Vorwürfen eine Woche vor der Wahl nicht
schnell und professionell genug umgegangen zu sein.

Der schottischen Labour-
Führerin Kezia Dugdale
verordnete Corbyn einen
harten Linkskurs, der
deutlich danebenlag.

Auch in Schottland, Wales und Nord-
Irland wurde gewählt. Wie sind die
Ergebnisse dieser Regionalwahlen zu
werten?

Jede einzelne Partei fand in den Ergebnissen
des Donnerstags einen Grund, sich zum
Sieger zu erklären. Im hohen Norden konnte
die Schottische Nationalpartei SNP ihre
Dominanz absichern, allerdings verfehlte sie
entgegen der Erwartungen die absolute
Mehrheit und wird zukünftig eine
Minderheitsregierung stellen. Dies gibt der
Opposition in Zukunft mehr Gewicht, diese
wird ab jetzt von der konservativen Partei
geführt: Die schottischen Tories konnten
Labour als zweitstärkste Kraft ablösen. Ihre
Kampagne stellte die neue, charismatische
Parteichefin Ruth Davidson in den
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Mittelpunkt und setze sich von der
Westminster-Regierung ab. So gelang es den
lange in Schottland totgeglaubten Tories, die
Unabhängigkeitsgegner und das eher
konservativ gestimmte Wählerpotential im
sonst linken Schottland auf ihre Seite zu
ziehen. Der schottischen Labour-Führerin
Kezia Dugdale dagegen verordnete Corbyn
einen harten Linkskurs, der deutlich
danebenlag: der Versuch, die SNP links zu
überholen, und gar der Flirt mit dem
Gedanken der Unabhängigkeit trieb noch
weitere Labour-Wähler in die Hände der
SNP. Die Parteiführerin – gerade acht
Monate im Amt – steht bereits unter Druck.

In Wales konnte Labour ihre dominante Position behaupten, muss
allerdings ob leichter Verluste zum Regieren eine Koalition eingehen.
In den walisischen Industriegebieten im Niedergang konnte die
rechtspopulistische UKIP ihre Position ausbauen und erstmals sieben
Parlamentssitze erringen. In Nordirland herrscht aufgrund der
Geschichte eine besondere Situation: Hier stehen die pro-britischen
Unionists (DUP) den Nationalisten (Sinn Fein) gegenüber, welche
die irische Wiedervereinigung anstreben. Die Wahl bestätigte eine
knappe Führung für die DUP, sie stellt die Regierungschefin. Labour
tritt in der Region gar nicht erst an.

Bei den englischen Kommunalwahlen kam es kaum zu
Verschiebungen. Traditionell werden diese Wahlen dazu genutzt, die
Regierung abzustrafen und die Opposition aufzuwerten. Dies ist trotz
Popularitätsverlust der Regierung Cameron und dem Regierungschef
selbst – zuletzt wegen seiner Verstrickung in die Enthüllungen der
Panama Papers – unterblieben. Allerdings konnten die Tories ihr
schwaches Ergebnis auch nicht verbessern. Das prognostizierte
verheerende Abschneiden von Labour unterblieb ebenfalls: trotz
Verlusten von circa sechs Prozent konnte die Partei ihre meisten Sitze
halten.

Von einem positiven
Corbyn-Effekt kann keine
Rede sein. Labour schnitt
nicht wegen Corbyn,
sondern trotz Corbyn
passabel ab.

Die Wahlen waren der erste Urnengang
seitdem Jeremy Corbyn zum
Parteivorsitzenden von Labour gewählt
wurde. Werden die Ergebnisse
Auswirkungen auf den Richtungskampf
zwischen Partei-Establishment und
Corbyn-Lager haben?

Gemessen an den desaströsen Prognosen im
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Vorfeld hat Jeremy Corbyn diesen ersten
Test über seinen Kurs glimpflich
überstanden. Dass Labour in Schottland
weiter absackt, war vorab eingepreist. Die
englischen Kommunalwahlen zeigen, dass
Labour noch immer eine starke
Anhängerschaft besitzt. Keinesfalls sind sie
aber als Bestätigung der Parteiführung zu
werten, die meisten lokalen Kandidatinnen
und Kandidaten haben sich eher von der
Parteiführung abgegrenzt und auf lokale
Themen konzentriert. Besonders deutlich
war diese Distanz in der Londoner Kahn-
Kampagne zu verspüren. Von einem
positiven Corbyn-Effekt kann keine Rede
sein. Labour schnitt nicht wegen Corbyn,
sondern trotz Corbyn passabel ab. Als neuer
Oppositionsführer ist er der erste seit 50
Jahren, der bei dieser ersten Testwahl Sitze
verliert. Unter Ed Miliband gewann Labour
2011 über 800 Sitze hinzu, die nationale
Wahl verlor die Partei gleichwohl.

Trotzdem sind die Ergebnisse nicht schlecht genug, um Anlass zu
geben für einen parteiinternen Aufstand gegen den Vorsitzenden.
Jede Seite der Partei – Establishment und Corbyn-Lager –
reklamierte das Ergebnis als Bestätigung. Noch immer stehen sich
Parlamentsfraktion und die Führung um Corbyn unversöhnlich
gegenüber, vermittelnde Stimmen wie die des Schatten-
Außenministers Hilary Benn sind selten. Es setzt sich die Meinung
durch, Corbyn noch ein weiteres Jahr Zeit zu geben und ein
parteiinternes Abwahlverfahren vorerst nicht anzustreben. Die
Chancen dazu wären derzeit denkbar gering: Die Parteibasis steht
noch immer hinter Corbyn und würde ihn sicherlich erneut ins Amt
heben.

Um imJahr 2020 die Chance auf einen nationalen Wahlsieg zu haben,
müsste Labour – bei unveränderten Ergebnissen in Schottland und
Wales – in England mindestens 13 Prozentpunkte vor den Tories
liegen, eine derzeit kaum realistische Perspektive. Obwohl die
Londoner Wählerschaft keinesfalls England repräsentiert, sollten
doch Sadiq Kahns Lehren ernstgenommen werden: Die eigenen
Aktivistinnen und Stammwähler werden Labour nicht die
erforderliche Mehrheit erbringen. Die Parteiführung muss ihr
Lagerdenken überwinden und versuchen, verschiedenste Teile der
Bevölkerung mit ihrem politischen Angebot anzusprechen und zu
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vereinen.

Obwohl die EU-Mitgliedschaft bei dieser Wahl nicht zur
Abstimmung stand, macht das passable Abschneiden von Labour und
der Sieg des pro-europäischen Kandidaten in London Mut. Während
die Tory-Partei in der EU-Frage gespalten ist, würden zwei Drittel der
Labour-Wähler für die EU stimmen. Die Mobilisierung der Labour-
Anhänger kann beim anstehenden Referendum den Ausschlag geben.

Die Fragen stellte Hannes Alpen.

Ulrich Storck
Athen

Ulrich Storck leitet seit 2017 die Vertretung der Friedrich-Ebert-Stiftung
in Athen. Seit 1995 ist er in verschiedenen Positionen für die FES tätig,

unter anderem als Büroleiter in London, Marokko,  Zentralamerika, dem
Westbalkan und Westafrika. Er studierte Wirtschaft, Psychologie und

Entwicklungspolitik in Deutschland und Frankreich.

10 LESERBRIEFE

Gerhard Jüttner schrieb am 10.05.2016

Seit Corbyn Vorsitzender ist hat Labour sagenhafte
187.000 neue Mitglieder gewonnen. So schlecht wie im
Artikel behauptet scheint sein Kurs bei den Briten also
nicht anzukommen. Und es dürfte in der Folge auch
wahrscheinlicher sein, bei Wahlen bessere Ergebnisse zu

http://www.ipg-journal.de/ipg/unsere-autoren/autor/ipg-author/detail/Author/hannes-alpen/
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erzielen.
Sinnvoll wäre sicher auch einen Vertreter des linken
Labour-Flügels zu interviewen.

Gerhard Jüttner schrieb am 10.05.2016

Seit Corbyn Vorsitzender ist hat Labour sagenhafte
187.000 neue Mitglieder gewonnen. So schlecht wie im
Artikel behauptet scheint sein Kurs bei den Briten also
nicht anzukommen. Und es dürfte in der Folge auch
wahrscheinlicher sein, bei Wahlen bessere Ergebnisse zu
erzielen.
Sinnvoll wäre sicher auch einen Vertreter des linken
Labour-Flügels zu interviewen.

Gerd Weghorn schrieb am 10.05.2016

Ein sehr informativer Bericht, der mich bereichert hat.
Diskussionswürdig die sozialdemokratische Denkweise
des Autors, wie sie in der Parteinahme für die
Öffentlichkeitsarbeit von Herrn Khan zum Ausdruck
kommt: "Die Parteiführung muss ihr Lagerdenken
überwinden".
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Dass Herr Corbyn sich "links" positioniert, das wird also
von Ulrich Storck als unprofessioneller Ausdruck von
"Lagerdenken" diskreditiert; dass die Sozialdemokratie
mit einer Oppositionsrolle nichts anzufangen weiß - sie
könnte ja ausnahmsweise einmal, wie es im Grundgesetz
steht, an "der politischen Willensbildung des Volkes"
arbeiten! - wird hier bestätigt.

Dass wegen Corbyn 190.000 Mitglieder eingetreten sind,
findet der Autor irrelevant - und dass ohne einen Corbyn
die SPD jeden Tage Mitglieder verliert, wohl ebenfalls?!

Paul Oehlke schrieb am 10.05.2016

Angesichts des desaströsen Verhaltens der etablierten
Parlamentsfraktion von Labour gegenüber dem eigenen
Parteivorsitzenden, der überwiegend neoliberal
eingestimmten Presselandschaft, ist dieses erste
Wahlergebnis von Labour unter Corbyn bemerkenswert.
Gerade die jüngeren Parteimitglieder begehren auch in
anderen Ländern gegen jene sozialdemokratische
Parteiführungen auf, die ihren ursprünglichen
Markenkern sozialer Gerechtigkeit und gesellschaftlicher
Solidarität zugunsten transnational agierender Konzerne
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(siehe TTIP), aufgegeben haben. Um so heftiger reihen
diese sich in den Widerstand selbst gegen demokratische
Entscheidungen ein, wovon der ganze Tenor des Artikels
Zeugnis ablegt, wenn z.B. faktisch zustimmend über den
geeigneten Zeitpunkt von Abwahlverfahren Corbyns
räsonniert wird.

Michael Sommer schrieb am 10.05.2016

Der Text von Ulrich Stork ist nicht nur informativ
sondern auch meinungsstark. Das ist mir allemal lieber
als ein kräftiges sozialdemokratisches sowohl-als-auch.
Allerdings gebe ich zu bedenken: allein mit den "eigenen
Aktivist(inn)en und Stammwählern" kann die
Sozialdemokratie weder in UK noch in Deutschland
Wahlen gewinnen, ohne oder gar gegen sie aber schon
garnicht. Wer seine eigenen Leute verprellt, der...;
2005,2009, 2013 oder Österreich 2016 lassen grüßen.
Michael Sommer

Paul Oehlke schrieb am 11.05.2016

Lieber Michael Sommer,
Sie haben recht, dass überall die eigenen Stammwähler
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und Aktivisten in der Sozialdemokratie zunehmend mit
Stimmenthaltung resignieren oder alte Wählergruppen
nach links und rechts abwandern, darunter aber die
kritische, potenziell neue Anhängergeneration eher
Corbyn, Sanders oder Podemos, Syriza unterstützt; auch
in Deutschland beginnt sich Widerstand gegen weitere
freihandelsmäßig getarnte, aber allzu offensichtliche
Ausplünderungen des Sozialen und der Umwelt zu regen,
gefördert noch durch gesellschaftliche Oberschichten
und korrupte Eliten, die sich teils durch legale, teils
illegale, zumeist aber durch zutiefst illegitime
Steuervermeidung, also das pure Gegenteil von Leistung,
auszeichnen, während dem "Volke" noch immer Wasser
gepredigt wird.

La Vigie schrieb am 12.05.2016

Das ist eine sehr informative und ausgewogene
Darstellung mit fundierten Hinweisen für eine praktisch
gewendete sozialdemokratische Politik: Natürlich
können Wähler nur gewonnen werden, wenn nicht für
die Ränder sondern für die Mitte mit ihren vitalen
Interessen gegen zyklische entstehende Gefahren des
Jobverlustes etc, verfügbare sozial-, tarif- und
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arbeitsmarktpolitische Lösungen vertreten werden.
Positive Reformen dazu finden sich in Schweden aber
auch in den letzten Entscheidungen der ach so
gescholtenen Groko. Dafür braucht es die jedoch
Einstellung, nicht die über Kompromisse erreichten
Erfolge ( wie sonst?)- auch die kleineren - sytematisch
abzuwerten. Die Nostalgie "kämpferischen Zeiten" und
utopischer Ziele a la Corbyn spielt nur den Populisten in
die Hände. Das ist die Gefahr!

Heinrich Triebstein schrieb am 12.05.2016

Herrn Wachposten (La Vigie) gebe ich zu bedenken: Es
hat 2011 den Artikel von Joseph Stiglitz in Vanity Fair
gegeben: "Of the 1%, for the 1%, by the 1%." Er
beschreibt die Herrschaft des Finanzkapitals in unserer
Zeit. Abraham Lincoln hatte die Demokratie noch als
"government of the people, for the people, by the people"
definiert. Tun wir nicht gut daran, die
Auseinandersetzung zwischen Oben und Unten zu
suchen? Wobei auch hier der obere Rand und der untere
Rand eine Rolle spielen. Der obere Rand lässt sich
bedienen und ist Nutznießer der strukturellen Gewalt,
die den Armen nimmt und den Reichen gibt. Und der
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untere Rand ist gewalttätig und verbreitet Angst, die die
Mehrheit in der Mitte davon abhält, sich zur Wehr zu
setzen. Occupys "Wir sind die 99 %" ist ein ohne
Wirkung geblieben.

Heinrich Triebstein schrieb am 12.05.2016

Antonio Negri und Michael Hardt haben das Problem
der Occupisten gelöst. Sie unterteilen die 99% in vier
"Rollen": Die Verschuldeten, die Vernetzten, die
Verwahrten und die Vertretenen. Letztere können
wählen, was sie wollen, sie kriegen neoliberale
Einheitspolitik. Die Verschuldeten zahlen 25 Jahre an
dem Kredit zurück, der dem Banker ein paar Klicks im
Computer und ein bisschen Papierarbeit gekostet hat, die
Vernetzten wissen vor lauter Erreichbarkeit und nicht
mehr, wo ihnen der eigene Kopf, das eigene Herz und die
eigene Seele stehen. Und in wachsender Zahl rücken sie
in die Verwahranstalten ein. Wenn sie sich nicht gleich
selbst vor der Glotze oder in den "sozialen" Medien
verwahren. Sie alle hätten Grund, in wachsender Zahl auf
die Straße zu gehen, um der GroKo Beine zu machen.
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Heinrich Triebstein schrieb am 12.05.2016

Bleibt die Frage WOFÜR. Vater Robert (Keynesianer)
und Sohn Edward (Philosoph) Skidelsky nennen sieben
Basisgüter, zu denen ALLE Menschen Zugang haben
müssen: Gesundheit, Sicherheit, Respekt, Persönlichkeit,
Harmonie mit der Natur, Freundschaft, Muße. All diese
Güter sind abgedeckt mit unseren Grundgesetzartikeln 1,
2, 3, 14, 15, 20 und 20a sowie dem Artikel 22 der
Allgemeinen Erklärung der Menschrechte von 1948
(Recht auf soziale Sicherheit). Die kraft- und machtvolle,
weil gewaltfreie Straßenaktion mag münden in die
Gründung dessen, was Patrizia Nanz und Claus Leggewie
die "Konsultative" nennen , die als Vierte Gewalt der
Legislative, der Exekutive und der Judikative zur Seite
tritt. Zukunftsräte kümmern sich um die Fragen, die im
heutigen Politikbetrieb keine Chance haben.

Zum Seitenanfang


